
 

A M T S B L A T T  
 
 
 

 
 

 Jahrgang 40/2013 Dienstag, 20. August  2013 Nr.42 
 
 
 

 
Herausgeber:   Rhein-Erft-Kreis - Der Landrat 
Verantwortlich für den Druck:  10/1 Zentrale Dienste, Willy-Brandt-Platz 1, 50126 Bergheim, Telefon 0 22 71 / 83 10 15, Fax 0 22 71 / 
83 23 03, E-Mail: amtsblatt@rhein-erft-kreis.de 
Bezug über die o.a. Adresse - Jahresabonnement Euro 75,40 inkl. Porto - Kündigung des Bezuges  nur für das folgende Jahr bis 
zum 30. November - Nachdruck bei Quellenangabe gestattet - Redaktionsschluss: montags 12.00 Uhr. 

  INHALTSVERZEICHNIS Seite 1-3
  
 
 
   Rhein-Erft-Kreis   
 
156                  Bekanntmachung 4 
 
  zur Wahl des Landrats des Rhein-Erft-Kreises am 22.09.2013 
 
 
  Bedburg 
 
157  Bekanntmachung 5-7 
 
  über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis und die 
  Erteilung von Wahlscheinen zur Wahl des Landrates/Landrätin 
  für den Rhein-Erft-Kreis am 22. September 2013 
 
158  Bekanntmachung 8-10 
 
  der Gemeindebehörde über das Recht auf Einsicht in das Wähler- 
  verzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum 
  18. Deutschen Bundestag am 22. September 2013 
 
159  Bekanntmachung 11-13 
 
  über das Recht auf Einsicht in das Abstimmungsverzeichnis und  
  die Erteilung von Stimmscheinen anlässlich des Ratsbürgerent- 
  scheides am 22. September 2013 
   
   
                     

1



 

A M T S B L A T T  
 
 
 

 
 

 Jahrgang 40/2013 Dienstag, 20. August  2013 Nr.42 
 
 
 

 
Herausgeber:   Rhein-Erft-Kreis - Der Landrat 
Verantwortlich für den Druck:  10/1 Zentrale Dienste, Willy-Brandt-Platz 1, 50126 Bergheim, Telefon 0 22 71 / 83 10 15, Fax 0 22 71 / 
83 23 03, E-Mail: amtsblatt@rhein-erft-kreis.de 
Bezug über die o.a. Adresse - Jahresabonnement Euro 75,40 inkl. Porto - Kündigung des Bezuges  nur für das folgende Jahr bis 
zum 30. November - Nachdruck bei Quellenangabe gestattet - Redaktionsschluss: montags 12.00 Uhr. 

160  Bekanntmachung 14 
 
  Veröffentlichungspflicht nach § 17 Korruptionsbekämpfungs- 
  gesetz NW 
 
161  Bekanntmachung 15 
 
  über die Ersatzbestimmung eines Mitgliedes des Rates der 
  Stadt Bedburg gemäß § 45 Abs. 2 Kommunalwahlgesetz 
  (KWahlG) 
 
 
  Pulheim 
 
162  Bekanntmachung 16 
 
  Hinweis auf die Genehmigung der öffentlich-rechtlichen Ver- 
  einbarung zwischen der Kolpingstadt Kerpen und der Stadt 
  Pulheim durch den Rhein-Erft-Kreis 
 
 
  Bedburg 
 
163  Bekanntmachung 17-20 
 
  betreffend den Beschluss zur Offenlage für den Bebauungsplan 
  Nr. 14 / Kaster, 3. vereinfachte Änderung  
  -Teilgebiet Albert-Schlagen-Straße / St.-Rochus-Straße- 
  hier: Bekanntmachung der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
 
 
 

2



 

A M T S B L A T T  
 
 
 

 
 

 Jahrgang 40/2013 Dienstag, 20. August  2013 Nr.42 
 
 
 

 
Herausgeber:   Rhein-Erft-Kreis - Der Landrat 
Verantwortlich für den Druck:  10/1 Zentrale Dienste, Willy-Brandt-Platz 1, 50126 Bergheim, Telefon 0 22 71 / 83 10 15, Fax 0 22 71 / 
83 23 03, E-Mail: amtsblatt@rhein-erft-kreis.de 
Bezug über die o.a. Adresse - Jahresabonnement Euro 75,40 inkl. Porto - Kündigung des Bezuges  nur für das folgende Jahr bis 
zum 30. November - Nachdruck bei Quellenangabe gestattet - Redaktionsschluss: montags 12.00 Uhr. 

164  Bekanntmachung 21-24 
 
  betreffend den Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung für den 
  Bebauungsplan Nr. 58 / Bedburg – zwischen Kolpingstraße 
  und Bahnlinie Horrem-Bedburg – 
  hier: Bekanntmachung der frühzeitigen Beteiligung gemäß 
             § 3 Abs. 1 BauGB 

3



Rhein-Erft-Kreis 
 

B E K A N N T M A C H U N G 
zur Wahl des Landrats des Rhein-Erft-Kreises  

am 22.09.2013 
 

Gem. §§ 46 b, 19 Abs. 2 und 23 Abs. 1 Satz 3 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30.06.1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509), zuletzt geändert durch Art. 3 des 
Gesetzes vom 09.04.2013 (GV. NRW. S. 194), i.V.m. § 75 c Kommunalwahlordnung (KWahlO) vom 
31.08.1993 (GV. NRW. S. 592, ber. 967), zuletzt geändert durch 10. ÄndVO vom 27.06.2011 (GV. NRW. S. 
300, ber. S. 394), habe ich die Reihen- und Nummernfolge der für die Wahl des Landrats des Rhein-Erft-
Kreises am 22.09.2013 zugelassenen Wahlvorschläge wie folgt festgesetzt: 
 
1. Kreuzberg, Michael  Christlich Demokratische Union Deutschlands  CDU 
2. Herpel, Florian  Sozialdemokratische Partei Deutschlands   SPD 
3. Schumacher, Hans Peter BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN    GRÜNE 
4. Decruppe, Hans  DIE LINKE       DIE LINKE 
5. Hintz, Jürgen   Bürgerbewegung PRO NRW    PRO NRW 
6. Dr. Heermann, Herbert Freie Wähler Rhein-Erft     
 
 
Gem. §§ 46 b, § 19 Abs. 1 KWahlG i.V.m. § 75 a KWahlO gebe ich nachstehend die vom Wahlausschuss 
des Rhein-Erft-Kreises am 08.08.2013 zugelassenen Wahlvorschläge für die Wahl des Landrats des 
Rhein-Erft-Kreises am 22.09.2013 bekannt: 
 

Nr. Familienname, 
Vornamen 

Beruf oder Stand Geburtsjahr 
Geburtsort 

Wohnung 
Wohnort 

Partei/Wählergruppe  

1 Kreuzberg, Michael Bürgermeister 1957 
Köln 

Mühlenbach 82 
50321 Brühl 

Christlich Demokratische Union 
Deutschlands 
CDU  

2 Herpel, Florian Jurist 1969 
Köln 

Türkisweg 24 
50259 Pulheim 

Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands 
SPD  

3 Schumacher, 
Hans Peter 

Bilanzbuchhalter 1960 
Frechen 

Fingerhutweg 5 
50226 Frechen 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
GRÜNE 
 

4 Decruppe, Hans Rechtsanwalt 1952 
Emsdetten 

Lechenicher Str. 23 
50126 Bergheim 

DIE LINKE 
DIE LINKE 
 

5 Hintz, Jürgen Busfahrer 1947 
Leer/Ostfries-
land 

Heerstr. 46a 
50126 Bergheim 

Bürgerbewegung PRO NRW 
PRO NRW 

6 Dr. Heermann, 
Herbert 

Dozent 1956 
Werne/Lippe 

Bonnstr. 155 
50321 Brühl 

Freie Wähler Rhein-Erft 
 
 

 

Bergheim, den 12.08.2013 
 
 

Im Auftrag 
 

gez. 
 

Martin Schmitz 
Kämmerer und Ordnungsdezernent  
als stellvertretender Wahlleiter 
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Bekanntmachung 
 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis  
und die Erteilung von Wahlscheinen 

zur Wahl des Landrates/der Landrätin für den Rhein-Erft-Kreis 
am 22. September 2013 

 
1. Das Wählerverzeichnis der Stadt Bedburg wird in der Zeit vom  

  
 02. September bis 06. September 2013  
  
 während der Dienststunden im Rathaus Bedburg, Friedrich-Wilhelm-Str. 43, 

Zimmer 3, 50181 Bedburg, wie folgt für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme be-
reitgehalten: 

 
 Montag, den 02. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
  von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
   
 Dienstag, den 03. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
  von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr, 
   
 Mittwoch, den 04. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr,  
   
   
 Donnerstag, den 05. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
  von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie 
   
 Freitag, den 06. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr. 

 
        Der Zugang zum Rathaus Bedburg ist nicht barrierefrei.  

 
 Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner 

Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein 
Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen 
glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht 
nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein 
Sperrvermerk gemäß § 34 Abs. 6 des Meldegesetzes eingetragen ist. 

  
 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsicht-

nahme durch ein Datensichtgerät ist möglich. 
  
 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen 

Wahlschein hat. 
  

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann während 
der Einsichtsfrist (02.09. – 06.09.2013) bei der Gemeindebehörde im Rathaus 
Bedburg, 50181 Bedburg, Friedrich-Wilhelm-Straße 43, Zimmer 3, Einspruch 
einlegen. Der Einspruch ist schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift 
einzulegen; die erforderlichen Beweismittel sind beizubringen, sofern die be-
haupteten Tatsachen nicht offenkundig sind. 
 
 

5



 

 

cour780 / G:\GB 3\02121201 - Statistiken und Wahlen\Wahlen\Kommunal\KommunalwahlLandrat2013\Bekanntmachungen\Bekanntm.11neuEinsichtWählerverzeichnis2013.doc 

2 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis 
spätestens zum 01. September 2013 eine Wahlbenachrichtigung. 

  
 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt wahlberechtigt zu 

sein, muss innerhalb der Einsichtsfrist Einspruch gegen das Wählerverzeichnis 
einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, sein Wahlrecht nicht ausüben zu 
können. 

  
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlgebiet „Rhein-Erft-Kreis“ 

  
 durch Stimmabgabe in einem beliebigen Stimmbezirk des Wahlgebietes 
  
 oder durch Briefwahl teilnehmen. 
  

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 

 5.1 jeder in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte, 
 5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 

 
 a) wenn er nachweist, dass er aus einem von ihm nicht zu vertretenden 

Grund die Einspruchsfrist (bis zum 06. 09.2013) versäumt hat;  
 b) wenn er aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grund nicht in das 

Wählerverzeichnis aufgenommen worden ist; 
 c) wenn seine Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl erst nach der 

Einspruchsfrist entstanden ist oder sich herausstellt. 
 

6. Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberech-
tigten bis zum 20. September 2013, 18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde 
mündlich oder schriftlich beantragt werden. Eine fernmündliche Antragstellung 
ist unzulässig. 

  
 Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraums 

nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der 
Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt werden.  

  
 Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein 

nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein 
neuer Wahlschein erteilt werden. 

  
 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den 

unter 5.2 Buchstaben a) bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung 
eines Wahlscheins noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen. 

  
 Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftli-

chen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. 
Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt.  

  
7. Der Wahlberechtigte erhält mit dem Wahlschein folgende Unterlagen  

 
 

 a)  einen amtlichen grünen Stimmzettel für die Landratswahl, 
 b) einen amtlichen grünen Stimmzettelumschlag,  
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 c) einen amtlichen gelben Wahlbriefumschlag, 
 d) ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 

 Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur 
dann möglich, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtig-
te Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie vor Empfang-
nahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die be-
vollmächtigte Person auszuweisen. 

  
 Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich die Stimmzettel, legt sie in 

den amtlichen grünen Stimmzettelumschlag, der zu verschließen ist, unter-
zeichnet die auf dem Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides Statt, 
steckt den unterschriebenen Wahlschein und den verschlossenen grünen 
Stimmzettelumschlag in den amtlichen gelben Wahlbriefumschlag und ver-
schließt den Wahlbriefumschlag. 

  
 Die Stimmzettel sind unbeobachtet zu kennzeichnen und in den Stimmzettelum-

schlag zu legen. In Krankenhäusern, Alten-, Altenwohn-, Pflege- und Erho-
lungsheimen, sozialtherapeutischen Anstalten, Justizvollzugsanstalten sowie 
Klöstern und Gemeinschaftsunterkünften ist Vorsorge zu treffen, dass diesen 
Erfordernissen entsprochen werden kann. 

  
 Wähler, die des Lesens unkundig oder aufgrund einer körperlichen Beeinträch-

tigung nicht in der Lage sind, ihre Stimmzettel eigenhändig zu kennzeichnen 
oder in den Stimmzettelumschlag zu legen und diesen zu verschließen, dürfen 
sich der Hilfe einer anderen Person (Hilfsperson) bedienen. Hat der Wähler die 
Stimmzettel durch eine Hilfsperson kennzeichnen lassen, so hat diese auf dem 
Wahlschein durch Unterschreiben der Versicherung an Eides statt zur Briefwahl 
zu bestätigen, dass sie die Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen des Wäh-
lers gekennzeichnet hat. 

  
 Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem 

Wahlschein so rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahl-
brief dort spätestens am Wahltage bis 16.00 Uhr eingeht. 

  
 Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere 

Versendungsform ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich be-
fördert. Sie können auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abge-
geben werden. 

  
 50181 Bedburg, den 12.08.2013 
  
 Stadt Bedburg 
 Der Bürgermeister 
  
 gez. 

 
 Koerdt 
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Bekanntmachung 
der Gemeindebehörde  

über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis  
und die Erteilung von Wahlscheinen 

für die Wahl zum 18. Deutschen Bundestag am 22. September 2013 
 

1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl in der  Stadt Bedburg wird in der 
Zeit vom  

  
 02. September bis 06. September 2013  
  
 während der Dienststunden im Rathaus Bedburg, Friedrich-Wilhelm-Str. 43, 

Zimmer 3, 50181 Bedburg, wie folgt für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme be-
reitgehalten: 

 
 Montag, den 02. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
  von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
   
 Dienstag, den 03. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
  von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr, 
   
 Mittwoch, den 04. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr,  
   
   
 Donnerstag, den 05. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
  von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie 
   
 Freitag, den 06. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr. 

 
 Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner 

Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein 
Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen 
glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht 
nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten für die im Melderegister ein 
Sperrvermerk gemäß den § 21 Abs. 5 des Melderechtsrahmengesetzes ent-
sprechenden Vorschriften des Landesmeldegesetzes eingetragen ist. 

  
Der Zugang zum Rathaus Bedburg ist nicht barrierefrei. 
 

 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsicht-
nahme durch ein Datensichtgerät ist möglich. 

  
 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen 

Wahlschein hat. 
  

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann während 
der Einsichtsfrist (02.09. – 06.09.2013) bei der Gemeindebehörde im Rathaus 
Bedburg, 50181 Bedburg, Friedrich-Wilhelm-Straße 43, Zimmer 3, Einspruch 
einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift 
eingelegt werden. 
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3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis 
spätestens zum 01. September 2013 eine Wahlbenachrichtigung. 

  
 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt wahlberechtigt zu 

sein, muss gegen das Wählerverzeichnis Einspruch einlegen, wenn er nicht Ge-
fahr laufen will, sein Wahlrecht nicht ausüben zu können. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen wer-
den und die bereits einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt ha-
ben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

  
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis „91 Rhein-Erft-Kreis 

I“ durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum dieses Wahlkreises oder 
durch Briefwahl teilnehmen. 

  
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

 
 5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 

 
 a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist 

auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis nach § 18 Abs. 1 der Bun-
deswahlordnung (bis zum 01.09.2013) oder die Einspruchsfrist gegen 
das Wählerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis 
zum 06.09.2013) versäumt hat,  
 

 b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der 
Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung oder der Ein-
spruchsfrist nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung entstanden ist, 
 

 c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und 
die Feststellung erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur 
Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 
 

 
 Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberech-

tigten bis zum 20. September 2013, 18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde 
mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt werden.  

  
 Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraums 

nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der 
Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt werden.  

  
 Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein 

nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein 
neuer Wahlschein erteilt werden. 

  
 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den 

unter 5.2 Buchstaben a) bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung 
eines Wahlscheins noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen. 

  
 Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftli-
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chen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein behinderter 
Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Per-
son bedienen.  

  
6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

 
 -  einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises 
 - einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag,  
 - einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden 

ist, versehenen roten Wahlbriefumschlag und, 
 - ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 

 Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur 
möglich, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vor-
lage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte 
Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeinde-
behörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Ver-
langen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 

 Die Stimmzettel sind unbeobachtet zu kennzeichnen und in den Stimmzettelum-
schlag zu legen. In Krankenhäusern, Alten-, Altenwohn-, Pflege- und Erho-
lungsheimen, sozialtherapeutischen Anstalten, Justizvollzugsanstalten sowie 
Klöstern und Gemeinschaftsunterkünften ist Vorsorge zu treffen, dass diesen 
Erfordernissen entsprochen werden kann. 

  
 Wähler, die des Lesens unkundig oder aufgrund einer körperlichen Beeinträch-

tigung nicht in der Lage sind, ihre Stimmzettel eigenhändig zu kennzeichnen 
oder in den Stimmzettelumschlag zu legen und diesen zu verschließen, dürfen 
sich der Hilfe einer anderen Person (Hilfsperson) bedienen. Hat der Wähler die 
Stimmzettel durch eine Hilfsperson kennzeichnen lassen, so hat diese auf dem 
Wahlschein durch Unterschreiben der Versicherung an Eides statt zur Briefwahl 
zu bestätigen, dass sie die Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen des Wäh-
lers gekennzeichnet hat. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem 
Wahlschein so rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahl-
brief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 
 

 Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere 
Versendungsform ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich be-
fördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgege-
ben werden. 

  
 50181 Bedburg, den 12.08.2013 
  
 Stadt Bedburg 
 Der Bürgermeister 
  
 gez. 
  
 Gunnar Koerdt 
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Bekanntmachung 
 

über das Recht auf Einsicht in das Abstimmungsverzeichnis  
und die Erteilung von Stimmscheinen 
anlässlich des Ratsbürgerentscheides   

am 22. September 2013 
 
 

 Am 22. September 2013 findet der Ratsbürgerentscheid zur Rathausfrage in Bed-
burg statt. Die zur Entscheidung stehende Frage lautet:  

 
Soll der Standort des zentralen Rathauses Bedburg-Mitte sein? 

 
1. Das Abstimmungsverzeichnis der Stadt Bedburg wird in der Zeit vom  

  
 02. September bis 06. September 2013  
  
 während der Dienststunden im Rathaus Bedburg, Friedrich-Wilhelm-Str. 43, 

Zimmer 3, 50181 Bedburg, wie folgt für Abstimmungsberechtigte zur Einsicht-
nahme bereitgehalten: 

 
 Montag, den 02. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
  von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
   
 Dienstag, den 03. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
  von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr, 
   
 Mittwoch, den 04. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr,  
   
 Donnerstag, den 05. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
  von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie 
   
 Freitag, den 06. September 2013, von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr. 
 
       Der Zugang zum Rathaus Bedburg ist nicht barrierefrei.   
 

 Jeder Abstimmungsberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu 
seiner Person im Abstimmungsverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. 
Sofern ein Abstimmungsberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Da-
ten von anderen im Abstimmungsverzeichnis eingetragenen Personen überprü-
fen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtig-
keit oder Unvollständigkeit des Abstimmungsverzeichnisses ergeben kann. Das 
Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Abstimmungsbe-
rechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 34 Abs. 6 des 
Meldegesetzes eingetragen ist. 

  
 Das Abstimmungsverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die 

Einsichtnahme durch ein Datensichtgerät ist möglich. 
  
 Abstimmen kann nur, wer in das Abstimmungsverzeichnis eingetragen ist 

oder einen Stimmschein hat. 
  

2. Wer das Abstimmungsverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann 
während der Einsichtsfrist (02.09. – 06.09.2013) bei der Gemeindebehörde im 
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Rathaus Bedburg, 50181 Bedburg, Friedrich-Wilhelm-Straße 43, Zimmer 3, Ein-
spruch einlegen. Der Einspruch ist schriftlich oder durch Erklärung zur Nieder-
schrift einzulegen; die erforderlichen Beweismittel sind beizubringen, sofern die 
behaupteten Tatsachen nicht offenkundig sind. 
 

3. Abstimmungsberechtigte, die in das Abstimmungsverzeichnis eingetragen sind, 
erhalten bis spätestens zum 01. September 2013 eine Abstimmungsbenach-
richtigung. 

  
 Wer keine Abstimmungsbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt stimmbe-

rechtigt zu sein, muss innerhalb der Einsichtsfrist Einspruch gegen das Abstim-
mungsverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, sein Abstimmungs-
recht nicht ausüben zu können. 

  
4. Wer einen Stimmschein hat, kann an der Abstimmung im Abstimmungsgebiet 

„Stadt Bedburg“ 
  
 durch Stimmabgabe in einem beliebigen Stimmbezirk des Abstimmungsgebie-

tes 
  
 oder durch Briefabstimmung teilnehmen. 
  

5. Einen Stimmschein erhält auf Antrag 
 

 5.1 jeder in das Abstimmungsverzeichnis eingetragene Abstimmungsberech-
tigte, 

 5.2 ein nicht in das Abstimmungsverzeichnis eingetragener Abstimmungsbe-
rechtigter, 

 

 a) wenn er nachweist, dass er aus einem von ihm nicht zu vertretenden 
Grund die Einspruchsfrist (bis zum 06. 09.2013) versäumt hat;  

 b) wenn er aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grund nicht in das 
Abstimmungsverzeichnis aufgenommen worden ist; 

 c) wenn seine Berechtigung zur Teilnahme an der Abstimmung erst 
nach der Einspruchsfrist entstanden ist oder sich herausstellt. 

 

6. Stimmscheine können von in das Abstimmungsverzeichnis eingetragenen Ab-
stimmungsberechtigten bis zum 20. September 2013, 18.00 Uhr, bei der Ge-
meindebehörde mündlich oder schriftlich beantragt werden. Eine fernmündliche 
Antragstellung ist unzulässig. 

  
 Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Abstim-

mungsraums nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich 
macht, kann der Antrag noch bis zum Abstimmungstage, 15.00 Uhr, gestellt 
werden.  

 Versichert ein Abstimmungsberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte 
Stimmschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tage vor der Abstim-
mung, 12.00 Uhr, ein neuer Stimmschein erteilt werden. 

  
 Nicht in das Abstimmungsverzeichnis eingetragene Abstimmungsberechtigte 

können aus den unter 5.2 Buchstaben a) bis c) angegebenen Gründen den An-
trag auf Erteilung eines Stimmscheins noch bis zum Abstimmungstage, 15.00 
Uhr, stellen. 

 Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftli-
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chen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. 
Verlorene Stimmscheine werden nicht ersetzt.  

  
7. Der Abstimmungsberechtigte erhält mit dem Stimmschein folgende Unterla-

gen  
 a)  einen amtlichen Stimmzettel für den Ratsbürgerentscheid 
 b) einen amtlichen grauen Stimmzettelumschlag,  
 c) einen amtlichen orangefarbenen Stimmbrief, 
 d) ein Merkblatt für die Briefabstimmung. 

 

 Die Abholung von Stimmscheinen und Briefabstimmungsunterlagen für einen 
anderen ist nur dann möglich, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der 
Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und 
die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Stimmungsberechtigte vertritt; 
dies hat sie vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf 
Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 

 Wer per Brief abstimmt, kennzeichnet persönlich den Stimmzettel, legt ihn in 
den amtlichen grauen Stimmzettelumschlag, der zu verschließen ist, unter-
zeichnet die auf dem Stimmschein vorgedruckte Versicherung an Eides Statt, 
steckt den unterschriebenen Stimmschein und den verschlossenen grauen 
Stimmzettelumschlag in den amtlichen orangefarbenen Stimmbrief und ver-
schließt den Stimmbriefumschlag. 

 Der Stimmzettel ist unbeobachtet zu kennzeichnen und in den Stimmzettelum-
schlag zu legen. In Krankenhäusern, Alten-, Altenwohn-, Pflege- und Erho-
lungsheimen, sozialtherapeutischen Anstalten, Justizvollzugsanstalten sowie 
Klöstern und Gemeinschaftsunterkünften ist Vorsorge zu treffen, dass diesen 
Erfordernissen entsprochen werden kann. 

 Abstimmungsberechtigte, die des Lesens unkundig oder aufgrund einer körper-
lichen Beeinträchtigung nicht in der Lage sind, ihre Stimmzettel eigenhändig zu 
kennzeichnen oder in den Stimmzettelumschlag zu legen und diesen zu ver-
schließen, dürfen sich der Hilfe einer anderen Person (Hilfsperson) bedienen. 
Hat der Abstimmungsberechtigte den Stimmzettel durch eine Hilfsperson kenn-
zeichnen lassen, so hat diese auf dem Stimmschein durch Unterschreiben der 
Versicherung an Eides statt zur Briefwahl zu bestätigen, dass sie den Stimmzet-
tel gemäß dem erklärten Willen des Abstimmungsberechtigten gekennzeichnet 
hat. 

 Bei der Briefabstimmung muss der Abstimmungsberechtigte den Stimmbrief 
mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Stimmzettelumschlag) und dem 
Stimmschein so rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der 
Stimmbrief dort spätestens am Abstimmungstage bis 16.00 Uhr eingeht. 

 Der Stimmbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere 
Versendungsform ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich be-
fördert. Er kann auch bei der auf dem Stimmbrief angegebenen Stelle abgege-
ben werden. 

  
 50181 Bedburg, den 12.08.2013 
  
 Stadt Bedburg 
 Der Bürgermeister 
  

gez. 
 

 Koerdt 
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___________________________________________________________________ 

 
 Bekanntmachung 

 
Veröffentlichungspfli cht nach § 17 Korruptionsbekämpfungsgesetz NW 

 
Gemäß § 17 i.  V. m. § 1 des Gesetzes zur Verbesserung der Korruptionsbe-
kämpfung und zur Errichtung und Führung eines Vergaberegisters in Nordrhein-
Westfalen (Korruptionsbekämpfungsgesetz) vom 16.12.2004 hat der Bürgermeister 
sowie die Mitglieder in Organen und Ausschüssen der Gemeinden und 
Gemeindeverbände, die Mitglieder in der Bezirksvertretung, die Ortsvorsteherinnen 
und Ortsvorsteher sowie die sachkundigen Bürgerinnen und Bürger gemäß  § 58 
Abs. 3 Gemeindeordnung NRW schriftlich Auskunft zu geben über  
 

1. den ausgeübten Beruf und Beraterverträge, 
  
2. die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien 
im Sinne des § 125 Abs. 1 Satz 3 des Aktiengesetzes, 
  
3. die Mitgliedschaft in Organen von verselbstständigten Aufgaben-
bereichen in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form der in § 1 
Abs. 1 und Abs. 2 des Landesorganisationsgesetzes genannten Be-
hörden und Einrichtungen, 
 
  
4. die Mitgliedschaft   in  Organen sonstiger privatrechtlicher Unterneh-
men, 
  
5. die Funktionen in Vereinen oder vergleichbaren Gremien. 
  

Die Angaben sind in geeigneter Form jährlich zu veröffentlichen. Hierzu liegt eine 
Zusammenstellung der Angaben in der Zeit vom  
 

20.08. bis 20.09.2013 
 
in der Stadtverwaltung Bedburg, 50181 Bedburg, Am Rathaus 1, Ratsbüro (Rathaus 
Kaster) zur Einsichtnahme zu den üblichen Öffnungszeiten aus.  
 
50181 Bedburg, den 13.08.2013 

 
Koerdt 
Bürgermeister  
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D e r   W a h l l e i t e r 

  
 

 
 

Bekanntmachung 
 

über die Ersatzbestimmung eines  Mitgliedes des 
Rates der Stadt Bedburg  

 
gem. § 45 Abs. 2 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) 

 
Der Stadtverordnete Wolfram Zereßen hat mit Ablauf des  15.08.2013   erklärt, dass 
er auf sein Mandat im Rat der Stadt Bedburg verzichtet. 
 
Gem. § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 30.06.1998 (GV NRW S. 454, 509, 1999 S. 70) zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 09.04.2013 (GV NRW S. 194) habe ich festgestellt, dass Nachfolger der in der 
Reserveliste der Christdemokratischen Partei Deutschlands (CDU) für Herrn Zereßen 
benannte Ersatzbewerber Herr Torsten Krosch, wohnhaft Am Bildstock 32, 50181 
Bedburg ist.  
 
Gegen diese Feststellung kann 
 

- jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes 
 
- die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und Wähler-

gruppen, die an der Wahl teilgenommen haben, sowie 
 

- die Aufsichtsbehörde 
 
binnen eines Monats nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung Einspruch 
erheben. Der Einspruch ist beim Wahlleiter der Stadt Bedburg, Am Rathaus 1, 50181 
Bedburg, schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift während der 
üblichen Dienstzeiten zu erklären. 
 
50181 Bedburg, den 16. August 2013  
 

 
 
Gunnar Koerdt 
Wahlleiter 
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Hinweis auf die Genehmigung der öffentlich- rechtlichen Vereinbarung zwischen der Kolpingstadt Kerpen und der 
Stadt Pulheim durch den Rhein- Erft- Kreis 

 
Der Landrat des Rhein- Erft- Kreises als untere staatliche Verwaltungsbehörde, 20/3 Kommunalaufsicht, hat im 
Amtsblatt des Rhein- Erft- Kreises Nummer 38 vom 30.07.2013, Seite 10-14, lfd. Nr. 140 die zwischen der 
Kolpingstadt Kerpen und der Stadt Pulheim geschlossene öffentlich- rechtliche Vereinbarung über die 
notärztliche Versorgung an den Notarztstandorten Kerpen und Pulheim und Ihre Genehmigung öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
 
Pulheim, den 15.08.2013 
 
Stadt Pulheim 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
Frank Keppeler 
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Öffentliche Bekanntmachung der 
STADT BEDBURG 

 
betreffend den  

Beschlu ss zur Offenlage für den Bebauungsplan 
Nr. 14 / Kaster, 3. vereinfachte Änderung 

– Teilgebiet Albert-Schlagen-Straße / St.-Rochus-Straße – 
 
hier:  Bekanntmachung der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 
02.07.2013 den Offenlagebeschluss für den Bebauungsplan Nr. 14 / Kaster, 3. ver-
einfachte Änderung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) gefasst. Der Offenlagebeschluss wird 
hiermit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich bekanntgemacht. Es wird bestätigt, dass 
der Wortlaut der Bekanntmachung mit dem Beschluss des Stadtentwicklungsaus-
schusses übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren 
worden ist. 
 
Der Geltungsbereich der 3. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 / 
Kaster liegt im Ortsteil Kaster zwischen den Straßen „Albert-Schlangen-Straße“ im 
Norden und Osten, dem Grundstück „Albert-Schlagen-Straße 25“ im Westen und der 
„St.-Rochus-Straße“ im Süden.  
 
Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches der 3. vereinfachten Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 14 / Kaster ist der Planzeichnung zu entnehmen. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen zur bedarfsgerechten Nachverdichtung des Wohnungsbestandes an aktuelle 
Wohnansprüche geschaffen werden. 
 
Im Wege der förmlichen Offenlage (Auslegung) der Planung besteht gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB für Jedermann (Öffentlichkeit) Gelegenheit, sich über den Entwurf 
des Bebauungsplanes Nr. 14 /Kaster, 3. vereinfachte Änderung sowie die allgemei-
nen Ziele und Zwecke, die wesentlichen Auswirkungen der Planung mit Begründung 
und Anlagen hierzu in der Zeit vom  
 

Mittwoch, 28. August 2013 bis Montag 30. Spetember 2013 (einschließlich)  
 
während der Dienststunden, und zwar montags und donnerstags von 8:30 Uhr bis 
12:30 Uhr und von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, mittwochs und freitags von 8:30 Uhr bis 
12:30 Uhr sowie dienstags von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr und von 14:00 Uhr bis 18:00 
Uhr bei der Stadtverwaltung Bedburg, Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, Zimmer 205, 
50181 Bedburg, zu unterrichten.  
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Der Planentwurf hängt auch im Aushangkasten des Rathauses in Kaster, 2. Oberge-
schoss, zur Einsicht aus. Gleichzeitig besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erörte-
rung der Planung mit einem sachkundigen Vertreter der Stadtverwaltung sowie Stel-
lungnahmen mündlich, zur Niederschrift oder schriftlich vorzutragen. Das Planverfah-
ren wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt. Von einer früh-
zeitigen Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB wird gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB 
abgesehen. 
 
Zum Planentwurf nebst Begründung und Anlagen können auch schriftliche Stellung-
nahmen abgegeben werden. Nicht fristgemäß abgegebene Stellungnahmen können 
bei der Beschlussfassung über diesen Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Ein 
Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Aus-
legung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden (sog. Präklusion von Einwen-
dungen). 
 
Bedburg, 15.08.2013 
Stadt Bedburg 
Der Bürgermeister 

 
(Gunnar Koerdt) 
 
 Hinweise: 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB 

über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie die Fälligkeiten und das vom Erlöschen entsprechender 
Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

 
2. Hinweis gemäß § 4a Abs. 6 BauGB: 

Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können bei der Beschlussfas-
sung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde de-
ren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 

 
3. Hinweis gem. § 47 Abs. 2a VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung): 

Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der einen Bebauungs-
plan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 oder § 35 Abs. 6 
des Baugesetzbuchs zum Gegenstand hat, ist unzulässig, wenn die den An-
trag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen 
der öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs) oder im Rahmen 
der Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und 
§ 13a Abs. 2 Nr. 1 des Baugesetzbuchs) nicht oder verspätet geltend gemacht 
hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf diese Rechtsfolge im 
Rahmen der Beteiligung hingewiesen worden ist. Dies gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
 

4.  Hinweis gemäß § 13 Abs. 3 Satz 2 BauGB: 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird von der Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB abgesehen. 
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Lageplan Bebauungspla n Nr. 14 / Kaster, 3. Änderung  
 

 
© Vermessungs- und Katasteramt Rhein-Erft-Kreis 

 
 
 

St-Rochus-Straße 

Albert-Schlangen-Straße 

Plangeltungsbereich BP 14 / 
Kaster, 3. vereinf. Änderung 
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Öffentliche Bekanntmachung der 
STADT BEDBURG 

 
betreffend den  

Beschlu ss zur frühzeitigen Beteiligung für den Bebauungsplan Nr. 58 / Bed-
burg – zwischen Kolpingstraße und Bahnlinie Horrem–Bedburg – 

 
hier:  Bekanntmachung der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 
02.07.2013 den Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung für den Bebauungsplan 
Nr. 58 / Bedburg gemäß § 3 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) gefasst. Der Beschluss wird hiermit ge-
mäß § 3 Abs. 1 BauGB öffentlich bekanntgemacht. Es wird bestätigt, dass der Wort-
laut der Bekanntmachung mit dem Beschluss des Stadtentwicklungsausschusses 
übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 58 / Bedburg liegt im Ortsteil Bleri-
chen zwischen der Wohnbebauung der Kolpingstraße im Osten und der Bahnlinie 
Horrem – Bedburg im Westen.  
 
Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 58 / Bed-
burg ist der Planzeichnung zu entnehmen. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen zur Schaffung von Wohnraum in zentraler Lage und damit der bedarfsge-
rechten Nachverdichtung des Bestandes vor dem Hintergrund der Wiedernutzung 
von Brachflächen geschaffen werden. 
 
Im Wege der frühzeitigen Beteiligung der Planung besteht gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
für Jedermann (Öffentlichkeit) Gelegenheit, sich über den Entwurf des Bebauungs-
planes Nr. 58 /Bedburg sowie die allgemeinen Ziele und Zwecke, die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung mit Begründung und Anlagen hierzu in der Zeit vom  
 

Mittwoch, 28. August 2013 bis Montag 30. Spetember 2013 (einschließlich)  
 
während der Dienststunden, und zwar montags und donnerstags von 8:30 Uhr bis 
12:30 Uhr und von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, mittwochs und freitags von 8:30 Uhr bis 
12:30 Uhr sowie dienstags von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr und von 14:00 Uhr bis 18:00 
Uhr bei der Stadtverwaltung Bedburg, Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, Zimmer 205, 
50181 Bedburg, zu unterrichten.  
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Der Planentwurf hängt auch im Aushangkasten des Rathauses in Kaster, 2. Oberge-
schoss, zur Einsicht aus. Gleichzeitig besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erörte-
rung der Planung mit einem sachkundigen Vertreter der Stadtverwaltung sowie Stel-
lungnahmen mündlich, zur Niederschrift oder schriftlich vorzutragen. 
 
Zum Planentwurf nebst Begründung und Anlagen können auch schriftliche Stellung-
nahmen abgegeben werden. Nicht fristgemäß abgegebene Stellungnahmen können 
bei der Beschlussfassung über diesen Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Ein 
Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Aus-
legung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden (sog. Präklusion von Einwen-
dungen). 
 
Bedburg, 15.08.2013 
Stadt Bedburg 
Der Bürgermeister 

 
(Gunnar Koerdt) 
 
 
 Hinweise: 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB 

über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie die Fälligkeiten und das vom Erlöschen entsprechender 
Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

 
2. Hinweis gemäß § 4a Abs. 6 BauGB: 

Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können bei der Beschlussfas-
sung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde de-
ren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 

 
3. Hinweis gem. § 47 Abs. 2a VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung): 

Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der einen Bebauungs-
plan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 oder § 35 Abs. 6 
des Baugesetzbuchs zum Gegenstand hat, ist unzulässig, wenn die den An-
trag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen 
der öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs) oder im Rahmen 
der Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und 
§ 13a Abs. 2 Nr. 1 des Baugesetzbuchs) nicht oder verspätet geltend gemacht 
hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf diese Rechtsfolge im 
Rahmen der Beteiligung hingewiesen worden ist. Dies gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
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Lageplan Bebauungspla n Nr. 58 / Bedburg  

 

 
   © Vermessungs- und Katasteramt Rhein-Erft-Kreis 
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